Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2004 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Damm, Vogel, Benda, Dichgans, 
Rommerskirchen und Genossen und 
der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Politische Justiz 


Im Januar 1968 veröffentlichte Hans Magnus Enzensberger eine 
Schrift mit dem Titel „Staatsgefährdende Umtriebe" und einen 
„Offenen Brief an Bundes justizminister Heinemann" (Voltaire 
Flugschrift Nr. 11). 


Wir fragen die Bundesregierung: 


• 1. Wie haben der damalige Bundesjustizminister oder seine 

Nachfolger auf den Offenen Brief reagiert? 

2. Sind die Behauptungen zutreffend, die in dem Offenen Brief 
Enzensbergers an den Bundes justizminister (a. a. O. S. 25 und 
26) erhoben werden; ,. . . statt dessen formen sich politische 
und Kriminaljustiz zu einem gemischten Chor, der in West- 
Berlin seit Monaten sein vielstimmiges Falsett ausprobiert. 
Mutwillig werden da Verfahren eingeleitet und verschleppt 
ohne Rüdesicht auf Verluste der Beschuldigten: irgendetwas 
wird schon hängenbleiben, und wären es nur die Verteidi- 
gungskosten. Schuldig ist von vornherein, wer „stört“; das 
Delikt dazu wird der Staatsanwaltschaft schon noch recht- 
zeitig einfallen. Und wenn alle Stricke reißen, kann man die 
Sache immer noch „niederschlagen" oder „einstellen": Die 
Kosten zahlen wir mit unseren Steuergeldem, und der Be- 
schuldigte kommt „nüt dem Schrecken davon". Dieser 
Schrecken heißt auf lateinisch „terror"; er soll zermürben, 
abschrecken, Denkzettel austeilen. Er gehört zur neuen Stra- 
tegie der politischen Justiz in Deutschland. Er ist eine Stra- 
tegie der Angst.' 

3. Ist die Behauptung richtig (a. a. O. S. 39), „daß in den politi- 
schen Prozessen immer mehr ,der Zeuge im Dunkeln', der 
V-Mann zwar unsichtbar, aber deimoch ausschlaggebend 
die Gerichtsszene beherrscht, . . ."? Ist es grundgesetzwi- 
drig, daß „V-Männer" als Zeugen der Anklage verwendet 
werden? 
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4. Ist die Zusammenstellung zutreffend (a. a. O. S. 45 ff.), die 
unter der Überschrift „Durch politische Strafjustiz im Land- 
gerichtsbezirk Lüneburg verfolgte Bürger" insgesamt mein 
als 150 Mitbürger nennt, „die in den letzten Jahren durch 
staatsanwaltliche Ermittlungsverfahren imd Anklagen, durch 
Verurteilungen oder ,Staatsschutz'-Kammern beim Landge- 
richt Lüneburg oder von grundgesetzwidrigen Polizeime- 
thoden in Niedersachsen betroffen wurden"? 

Welcher dieser Fälle widersprach dem Grundgesetz und den 
einschlägigen Strafgesetzen? 

5. Werden das Ermittlimgsverfahren, der Prozeß vmd das Ur- 
teil der Zweiten Strafkammer des Münchner Landgerichts 
gegen Fritz Teufel wegen eines „gemeinschaftlich begange- 
nen Verbrechens der versuchten menschengefährdenden 
Brandstiftung" zu zwei Jahren Freiheitsstrafe am 15. Januar 
1971 durch die Äußerung des Verbandes Deutscher Schrift- 
steller: „Unzureichendes juristisches Beweismaterial wie im 
Fall Teufel kann nicht zu einer Verurteilimg ausreichen. 
Werden ihm imd anderen dennoch Prozesse gemacht, so 
sind es Prozesse, in denen politische Theorien und Gesin- 
nung exemplarisch bestraft werden" zutreffend kommen- 
tiert? 
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